
  

  

 
 
 
Informationsvorlage  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beratungsfolge 

Ausschuss für Finanzen, städtische 
Beteiligungsverwaltung und 
Liegenschaften 

Termin 

13.04.2021 

Status 

öffentlich 
Kenntnisnahme 

 

 
 
 
Betreff: Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse vom 

16.03.2021 
  
 

In der nicht öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Finanzen, städtische 
Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften vom 16.03.2021 wurden folgende 
Beschlüsse gefasst  

 
zu 3.1 Belastung eines Erbbaurechts mit Grundschulden 

Vorlage: VII/2021/02174 

__________________________________________________________________________ 

 
Abstimmungsergebnis:    einstimmig zugestimmt 
 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss für Finanzen, städtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften 
beschließt, die grundbuchwirksame Zustimmung zur Belastung des Erbbaurechts für das 
Grundstück Böllberger Weg 189 a (Gemarkung Halle, Flur 14, Flurstücke 1/223, 3994/1, 
3995/1) durch die Bestellung von weiteren Grundschulden in Höhe von 526.259,00 € zzgl. 
Zinsen und Nebenleistungen zu erteilen. 
 

 

TOP: 
Vorlagen-Nummer:  VII/2021/02446 
Datum:   24.03.2021 
Bezug-Nummer.   
PSP-Element/ Sachkonto:  
Verfasser:    
Plandatum:     
   



 
zu 3.2 Belastung eines Erbbaurechts mit Grundschulden 

Vorlage: VII/2021/02176 

__________________________________________________________________________ 

Abstimmungsergebnis:    einstimmig zugestimmt 
 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss für Finanzen, städtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften 
beschließt, die grundbuchwirksame Zustimmung zur Belastung des Erbbaurechts an dem 
Grundstück Brühlstraße 15, 17 (Gemarkung Wörmlitz, Flur 6, Flurstück 304) durch die 
Bestellung von weiteren Grundschulden in Höhe von 276.547,00 € zzgl. Zinsen und 
Nebenleistungen zu erteilen. 
 

 
zu 3.3 Wirtschaftsplan 2021 der Mitteldeutscher Verkehrsverbund GmbH 

Vorlage: VII/2021/02310 

__________________________________________________________________________ 

Abstimmungsergebnis:    einstimmig zugestimmt 

 

Beschluss: 
 
Der Ausschuss für Finanzen, städtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften der 
Stadt Halle (Saale) genehmigt die Zustimmung des städtischen Vertreters in der 
Gesellschafterversammlung der Mitteldeutscher Verkehrsverbund GmbH am  
10. Dezember 2020 zu folgendem Beschluss: 
 

1. Entsprechend der Empfehlung des Aufsichtsrats beschließt die 
Gesellschafterversammlung den Wirtschaftsplan 2021 gemäß der Anlage. 

 
2. Maßnahmen, die mit Fördermitteln geplant sind, stehen unter der Maßgabe der 

Bewilligung dieser Förderung. Sollten diese Mittel nicht wie vorgesehen zur 
Verfügung gestellt werden, ist über die Durchführung der Maßnahmen erneut zu 
beraten. 

 
3. Der geplante projektbezogene Erfolgsanteil wird für die Finanzierung der in der 

Anlage dargestellten und durch den Verkehrsausschuss befürworteten 
Aufgaben/Projekte 2021 genutzt. Wenn die geplante Gesamtfinanzierung der für 
2021 aus dem Erfolgsanteil geplanten Projekte nicht zustande kommt (Fördermittel, 
Beteiligung Dritter), wird über die Finanzierung und eine mögliche volle Ausschöpfung 
des projektbezogenen Erfolgsanteils erneut diskutiert werden. Die Geschäftsführung 
stellt sicher, dass die Verwendung den tatsächlich zur Verfügung stehenden Betrag 
nicht überschreitet. 

 
4. Die Gesellschafterversammlung nimmt die mittelfristige Planung zur Kenntnis. 



 
zu 3.4 Abschluss und Erweiterung des Mietvertrags der Sprachheilschule 

Halle im Objekt Zeitzer Straße 10 in 06132 Halle (Saale) 
Vorlage: VII/2021/02339 

__________________________________________________________________________ 

Abstimmungsergebnis:   einstimmig zugestimmt 

 

Beschlussempfehlung: 
 
Der Oberbürgermeister wird ermächtigt, zur Erweiterung der Sprachheilschule einen neuen 
Mietvertrag zwischen der Arche Noah GmbH, Zeitzer Straße 10, 06132 Halle (Saale) und der 
Stadt Halle (Saale) über den Westflügel und den Mitteltrakt des Objekts Zeitzer Straße 10 in 
06132 Halle (Saale) abzuschließen. 
 
 

zu 3.5 Dringlichkeitsantrag der Fraktionen DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, SPD, Freie Demokraten (FDP) zu einer 
Personalangelegenheit 
Vorlage: VII/2021/02326 

__________________________________________________________________________ 

Abstimmungsergebnis:    Nichtbehandlung 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat der Halle (Saale) beschließt das Verbot der Führung der Dienstgeschäfte 
gemäß § 39 BeamtStG für den Hauptverwaltungsbeamten Dr. Bernd Wiegand für die Dauer 
von drei Monaten, beginnend mit der Übergabe der Verfügung, die auf diesem zu fassenden 
Beschluss basiert. 

 
zu 3.6 Dringlichkeitsantrag der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, 

Freie Demokraten (FDP), DIE LINKE zu einer Personalangelegenheit 
Vorlage: VII/2021/02327 

__________________________________________________________________________ 

Abstimmungsergebnis:     Nichtbehandlung 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) beschließt für den Fall, dass das Verbot der Führung der 
Dienstgeschäfte für den Hauptverwaltungsbeamten Dr. Bernd Wiegand in der 
Stadtratssitzung am 15.03.2021 beschlossen wird und für die Dauer des Verbotes für diesen 
ein Zutrittsverbot zu seinen Diensträumen, sowie zu anderen Räumlichkeiten der 
Verwaltung, sofern er zu diesen nicht als ein Bürger der Stadt Halle (Saale) in persönlichen 
Angelegenheiten zutrittsbefugt ist. 
 
Der Stadtrat beschließt ferner die sofortige Vollziehung. Ein Widerspruch hat damit keine 
Aufschiebende Wirkung. 
 

 



 

 
zu 3.7 Dringlichkeitsantrag der Fraktionen SPD, Freie Demokraten (FDP), 

DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu einer 
Personalangelegenheit 
Vorlage: VII/2021/02328 

__________________________________________________________________________ 

Abstimmungsergebnis:     Nichtbehandlung 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) beschließt für den Fall, dass das Verbot der Führung der 
Dienstgeschäfte für den Hauptverwaltungsbeamten Dr. Bernd Wiegand in der 
Stadtratssitzung am 15.03.2021 beschlossen wird und für die Dauer des Verbotes für diesen 
eine Verpflichtung, sämtliche in seinem Besitz befindlichen Gegenstände herauszugeben, 
die der Ausübung seines Amtes dienen oder mit dieser im Zusammenhang stehen, hierbei 
insbesondere folgende: 
 

 Büroschlüssel zu den Diensträumen des Hauptverwaltungsbeamten; 

 Schlüssel zu allen Räumlichkeiten der Verwaltung; 

 Briefkastenschlüssel zu allen Briefkästen der Verwaltung; 

 Diensttelefone; 

 Dienstcomputer nebst aller Zugangsdaten für den Fernzugriff. 
 
Der Fernzugriff auf das Intranet der Verwaltung sowie auf weitere interne und vertrauliche 
Informationen - digital oder analog - wird für die Geltungsdauer des Beschlusses untersagt. 
 
Der Stadtrat beschließt ferner die sofortige Vollziehung. Ein Widerspruch hat damit keine 
Aufschiebende Wirkung. 
 
 
 
 
_________________ 
_______________ 
 
Dr. Bodo Meerheim 
Ausschussvorsitzender 
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